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Tagung des Vereins kür
IkommunalwLrtsckatt und

NommunalpoUtik e. V.
KK . Bamberg , am 19 . Juni 1922.

In Bamberg ist die 7. Mitgliederversammlung des Vereins
für Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik e. B . zusam¬
mengetreten , unter großer Beteiligung der deutschen Stadt¬
verwaltungen und kommunalen Verbände . Oberbürgermeister
Dr . Lueken (Kiel) leitet an Stelle des nunmehr znrücktreten-
den Vorsitzenden, Reichsminister a . D . Dr . h . c. Scholz, die Ver¬
handlungen . Vertreten waren fast alle größeren Staaten . Er¬
schienen waren für den Deutschen Städtetag : Oberbürgermei¬
ster Mitzlaff» für den Verband deutscher Landkreise; Lanhxat
Eoastauti «, für den Deutschen Landgemeindetag und Preußi¬
schen Landgemeindeverband West : Bürgermeister Kuth, für
den Bayerischen Städtebund : Bürgermeister a . D . Knorr , für
den Verband der Landgemeinden Bayerns : Direktor Thoma,
für den Sächsischen Gemeindetag : Geschäftsführer Dr . Nau¬
mann . Ferner waren vertreten der Verein Deutscher Stra¬
ßenbahnen , Kleinbahnen und Privateisenbahnen e. B . und die
Bereinigung der Elektrizitätswerke e. V. Aus dem Ausland
waren ebenfalls Vertreter erschienen , und zwar seitens des
Städteverbandes in Estland und' Vertreter der deutschen Ge¬
meinden in der Tschechoslowakei , die besonders herzlich begrüßt
wurden .

Nach einem Bericht des Generalsekretärs Erwin Stein über
die umfassende Tätigkeit des Vereins für Kommunalwirtschaft
und Kommunalpolitik e. V., der im Einvernehmen mit den
Städtetagen und Gemeindeverbänden die kommunale Arbeit

-d» großzügiger Weise pflegt und dem über I960 Städte und
Kommunalverbände angehören , wurden die Wahlen erledigt.
Hinzugewählt wurden in den Vorstand : Ministerialrat im
Reichsministerium Markull , Kämmerer der Stadt Berlin Kar -
ding u . Landrat von Laer (Paderborn ), in den Arbeitsausschuß
pie Herren : Landrat a . D . Constantin , Verbandsdirektor des
Verbandes der Preuß . Landkreise (Berlin ), Oberbürgermeister
Schwammb-rger (Ulm), Dr . Kerbst (Erfüll ), Stadtbaurat Dr .
Ing . Heckner ( inuieraf -fwiv Wlnstizral Dr . Simonis (Düssel¬
dorf ) , Bürgermeister -scou- . scymior (Lübau i. Sa .) , Vorsitzender
des Sächsischen Bürgermeistertages , Stadtrat Ebert (Kiel),
Oberbürgermeister Ehrlicher (Hildeshcim ), Bürgermeister Paul
(Magdeburg ) , Beigeordneter Hahn (Essen ) , Beigeordneter
Seippel ( Essen ) , Dr . Passavant , Verwaltungsdirektor der Ver¬
einigung der Elektrizitätswerke . (Berlin ), Ministerialdirektor
im Reichsfinanzministerium Popitz (Berlin ) , Professor Dr .-
Jng . Helm, Direktor des Vereins Deutscher Kleinbahnen ,
Straßenbahnen und Privateisenbahnen e . V. (Berlin ) , Land¬
rat von Salmuth (Hagen ), Bürgermeister Dr . Fischer (Dort¬
mund ) , Bürgermeister Goerdeler (Königsberg ) , Bürgermeister
Dr . Erbe (Schmölln) , Ministerialrat im Preußischen Ministe¬
rium des Innern Moll (Berlin ), Bürgermeister Dr . Neikes
(Saarbrücken ) , Stadtrat Dr . SÄmude (Frankfurt am Main ) ,
Oberbürgermeister Dr . Weiß (Ludwigshafen a . Rh . ) , Ober¬
bürgermeister Eichhof (Dortmund ), Direktor Kreisig (Berlin ) .
Zum Vorsitzenden wurde Oberbürgermeister Dr . Lueken ge¬
wählt und der bisherige Vorsitzende Reichsminister a. D . Dr .
h . c . Scholz zum Ehrenvorsitzenden ernannt .

Die Vorträge brachten außergewöhnlich gediegenes und reich¬
haltiges Material . Als Redner waren hervorragende Kenner
der Materie gewonnen worden. Den Vortrag über Reorgani¬
sation der innere « Berivaltung , unter Berücksichtigung der
Städte und Provinzen , hielt Dr . Drews , der sich mit den bis¬
herigen Vorschlägen auseinandersetzte und wertvolle Gedan¬
kengänge vortrug .

Den zweiten Vortrag über Gedanken zur Reform der Ge-
Ineiudeversaffungen hatte Oberbürgermeister Dr . Külz (Zit¬
tau ) übernommen .

' Der Vortragende kennzeichnete nach einer
kurzen kritischen Würdigung der treibenden Motive, die den
gegenwärtigen Reformbestrebungen der Gemeindeverfassungen

fugrunde liegen, die Zielrichtung einer jeden Reform nach
lügender Richtung:

1 . Ausbau der Gemeindeselbswerwaltung bis zur begriff¬
lichen, persönlichen und tatsächlich möglichen Grenze ;

2. weiteste Beteiligung der Gemeindebevölkerung an dem
Schicksal der Gemeinde ;

3 . niöglichst fteie, aber doch nicht der organischen Verbin¬
dung entbehrende Stellung der Gemeinden zu den anderen
Körperschaften des menschlichen Gemeinschaftslebens , insbeson¬
dere zu Staat und Reich .

Die in Fluß befindlichen Reformbestrebungen kristallisieren
sich in folgenden hauptsächlichsten Punkten :

die gesetzgeberische Form der Gemeindeordnung (Einheits -
Gemeindeordnung oder Landgemeindeordnung neben Städte ,
ordnung ) ;

Vertretungsform der Einwohnerschaft (Wahlrecht ; Ein¬
kammersystem oder Zweikammersystem. Volksentscheid) ;

Aufgabenkreis der Gemeindeverwaltung ;
Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Gemeindeverwaltung

durch Zusammenschluß von Gemeinden (Eingemeindung ,
Landbürgermeistereien , Gesamtgemeinden , Zweckverbände
usw. und durch Dezentralisation der Verwaltung , Ausschüsse ,
Bezirksverwaltung ) ;

Gemeindebeamtentum ;
Aufsicht .

Der Vortragende verbreitete sich in eingehenden Ausführun¬
gen über jedes einzelne Gebiet der Reformbestrebungen und
beleuchtete dabei kritisch die Bestimmungen der bisherigen Ent¬
würfe oder neueren Gesetze der einzelnen Gliedstaaten . Mit

Nachdruck forderte der Redner am Schluß seiner Ausführun¬
gen, daß von der Reichsgesetzgebung künftig nicht nur ein Un-
terlaffen störender Eingriffe , sondern vor allem auch ein po¬
sitives und organisches Eingreifen durchaus zu fördern fei.
Der hauptsächlichste Gegenstand eines solchen Eingreifens
müsse der organische Wiederaufbau der Gemeindefinanzen
sein . Darüber hinaus müsse im Verlause einer nicht allzu¬
fernen Zukunft . eine einheitliche Reichsstädteordnung die
Grundzüge der Gemeindeverfaffung für alle deutschen Glied¬
staaten einheitlich festlegen.

Ministerialrat Dr . Markull vom Reichsfinanzministerium
sprach über Hauptfrage « des Finanzausgleichs zwischen Reich ,
Ländern und Gemeinde«. Das Landessteuergesetz ist, so führte
der Redner u . a . aus , seinerzeit verhältnismäßig glatt durch
die Instanzen gegangen, weil alle Beteiligten damals das
Gefühl einer zwingenden Notwendigkeit hatten . Inzwischen
hat sichdie Stimmung geändert , da man vor allem die Not¬
lage der Gemeinden als eine Folge des Gesetzes ansieht , wäh¬
rend sie doch tatsächlich vorwiegend auf die ganz natürlichen
Schwierigkeiten der Übergangszeit und die Einwirkungen der
allgemeinen wirtschaftlichen und politischen Lage zurückzufüh¬
ren ist. Das Reich wird heute zumal von den Gemeinden ge¬
wissermaßen als der große Expropriateur angesehen, den Län¬
der und Gemeinden bei der bevorstehenden Revision des Fi¬
nanzausgleichs nun ihrerseits wieder expropriieren müßten .
4>as entspricht aber nicht der Sachlage. Die geltende Finanz -
Verfassung beruht auf drei Gruppen gesetzgeberischer Maßnah¬
men, nämlich einmal dem Vorrang des Reiches auf steuerst»
chem Gebiet, ferner der Beteiligung der Länder und Gemein ,
den an den Reichssteuern und schließlich dem System der Zu¬
schüsse. Der Vorrang auf steuerlichem Gebiet ist dem Reich
im Zwange der außenpolitischen Situation zu gefallen . Wenn
die Länder und Gemeinden nicht dem unmittelbaren und ein¬
zelnen Zugriff von außen her preisgegeben werden sollten,
mußte das Reich alle Verpflichtungen gegenüber den siegrei¬
chen Gegnern allein auf sich nehmen und zu dem Zweck auch
die Steuerkrast des gesamten Volkes in seiner Hand vereinigen .
Die einheitliche Bewirtschaftung der großen Steuern erforderte
aber auch ibre einheitliche Verwaltung . Die Behörden der
neuen Reichsfinanzverwaltung haben im allgemeinen nicht
schlecht gearbeitet, denn 48 000 000 000 Mark, die sie schon 1920,
und 90 000 0000 000 Mark, die sie 1921 hereingebrach! hat , sind
immerhin keine Kleinigkeit. Daß die Inanspruchnahme von
Steuern für das Reich die Länder und Gemeinden von der
Erhebung gleichartiger Steuern ausschließt, ist gleichfalls eine
Zwangsfolge , die sich aus der Sachlage ergibt .

Der Borwurf der Systemlosigkeit und die Forderung nach
reinlicher Scheidung der steuerlichen Zuständigkeiten ist solange
unbegründet , wie alle nur denkbaren Steuern zugleich und in
schärfster

'
Anpassung erhoben werden und mit ihren Erträgen

zur Deckung der gemeinsamen Verpflichtung durch das Reich
herhalten müssen . Zu aller Systematik gehört ein gewisser
Spielraum , und den haben wir heute eben nicht . Für . eine sach¬
gemäße Bemessung der Anteile an den Reichssteucrn fehlt es
auch heute noch an jedem zahlenmäßigen Anhalt . Die schließ¬
lich « Entscheidung wird daher im wesentlichen politischer Natur
sein . In keinem Falle reichen die Überweisungen ans , um allen
Bedarf der Länder und Gemeinden zu befriedigen . Mit dem
System der Zuschüsse arbeiten fast alle Bundesstaaten der
Welt . Daß die Reichszuschüffe zu den Polizeikvsten und Be-
soldungserhöhuugeu mit einem gleichmäßigen Prozentsatz von
dem Sachbedarf des einzelnen Verbandes gewährt werden,bedeutet sür die Länder und Gemeinden einen erheblichen Vor¬
teil, für das Reich dagegen eine gewisse Gefahr . Das ganze
Finanzproblem kompliziert sich in Deutschland noch durch die
hochentwickelle Selbständigkeit der Gemeinden . Die finanzielleRot der Gemeinden beruht zum großen Teil auf den Beson¬
derheiten ihrer verfassungsmäßigen Rechtstellung. IT n ihnen
das Reich auch feine Hilfe nicht versagen kann , so > rden die
Gemeinden doch nie vergessen dürfen , daß auch ihre Rot nur
immer gemessen werden darf an der Not des Reichs.

Im Anschluß daran kam der Mitberichterstatter Beigeord¬
neter Seippel (Essen ) zum Wort , dessen Ausführungen wie
folgt zusammengefaßt werden können:

Der Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemein¬
den ist nicht allein eine ftnanztechuische Aufgabe. Es kommt
bei diesem Problem auch nicht allein darauf an , in möglichst
einfacher und zweckmäßiger Weise die einzelnen Steuerquellen
unter die Hauptsteuerträger zu verteilen, sondern vielmehr er¬
wächst darüber hinaus die Aufgabe, nach den Grundsätzen aus »
glrichender Gerechtigkeit die zwar allgemein drückende , aber
doch fiir das Reich, die einzelnen Länder und die einzelnen
Gemeinden keineswegs gleichmäßig wirkende Finanznot auch
für die schwächsten Schultern einigermaßen erträglich zu ge¬
stalten . Für die Gemeinden verknüpft sich weiter mit dem Pro¬blem des Finanzausgleichs die Forderung nach einer ausrei¬
chenden Sicherung ihrer finanziellen Selbständigkeit und da¬
mit die Forderung nach einer Sicherung der gemeindlichen
Selbstverwaltung auf der allein möglichen Grundlage selbstver»
antwortstcher Entschlutzfteiheit.

Von den katastrophale» Folgen deS » erfailler Friedens , ins -
besondere von den Folgen der immer schneller fortschreitenden
Geldentwertunng werden gerade die Gemeinden am schwersten
getroffen . Zwar ist das Reich der unmittelbare Träger der
Reparationslasten ; es ist aber zugleich auch der einzige sou¬
veräne Faktor auf dem Gebiet der Steuergesetzgebung , und es
konnte — wenn auch nur zum Schaden unserer Volkswirtschaft— mit Hilfe der Noterrpreffe seine Wirtschaft for¬
mell im Gleichgewicht halten . Die LäiÄer find we-
nigstens durch die teilweise Übernahme ihrer Schul¬
den auf da- Reich , durch ihren Anteil an der Reichs¬

gesetzgebung, sowie dadurch, daß ihnen die Ausführung der
Reichsfinanzgesetze obliegt, stark begünstigt. Dagegen sehen sich
die Gemeinde « jeden Anteils an der Gesetzgebung und jeden
unmittelbaren Einflusses auf sie beraubt . Sie müssen auf
der anderen Seüe wie jeder Privatmann dafür sorgen, daß
ihre laufenden Ausgaben durch laufende Einnahmen gedeckt
werden . Hierbei sind sie mehr und mehr in die Rolle deS
Festbesoldeten geraten , der niemals in der Lage ist, seine ®in*
nahmen hinreichend schnell der fortschreitenden Geldentwe«
tung cmzupassen . Zwar ist es gleichwohl den meisten Gemein¬
den bisher noch gelungen, ihre Finanzen leidlich gesund zch
erhalten . Sie mußten dabei aber zu Steuermethoden greifen«
die zu ernsten Bedenken Anlaß geben und jedenfalls auf dick
Dauer nicht auftecht erhalten werden können . Nicht allein
wurde bei den Realsteuern die Grenze äußerster Steueraru
spannung vielfach erreicht, in einzelnen Fällen sogar über¬
schritten, sondern daneben mutzten viele Gemeinden sogenannte
Finanzzuschläge auf Gas -, Wasser- und Elektrizitätspreise er¬
heben, die in Wirklichkeit eine äußerst drückende, die breite
Masse belastende, indirekte Steuer darstellen. Auf der anderer«
Seite wurden zwar die Ausgaben in einer die Wirtschaftlich¬
keit der Verwaltung vielfach in Frage stellenden Weise einge¬
schränkt, konnten aber doch nicht so weit gesenkt werden, wie
es an sich wünschenswert gewesen wäre, weil die Reichs - und
Landesgesetzgebung die Gemeinden mit zahlreichen neuen Auf¬
gaben belastete, ohne gleichzeitig für eine Deckung der darauck
entstehenden Ausgaben Sorge zu tragen .

Die Unhaltbarkeit dieser Verhältnisse macht die Zuweisung
neuer Steuerquellen unerläßlich. Die Schwierigkeiten, die sich
hierbei ergeben, werden von den Gemeinden nicht verkannt
Insbesondere dürfte die Mehrzahl der Kommunalpolitiker de»
Überzeugung sein , daß eine Rückkehr zn den Berhältniffen der
Borkriegszeit insbesondere eine Rückübertragung der Einkom¬
mensteuer auf Länder und Gemeinden in absehbarer Zeit un¬
möglich ist, und daß die off gefächerte Aufteilung der Steuer -
quellen zwischen Reich, Ländern und Gemeinden zurzeit auch!
deswegen auf unüberwindliche Schwierigkeiten stößt, weil diq
Wirkungen einer derartigen Aufteilung mangels einer zuverläs -e
gen Steuerstatistik in keinerWeise sieürieilt werden können. Für
die Gegenwart bleiben daher nur folgende Auswege möglich -
Entweder müssen die Gemeinden an den großen Werweisungs -
steudrn (Einkommen- , Körperschafts- , Umsatzsteuer ) stärker alzs
bisher beteiligt werden, oder über das Reich muß ihrer Finanz¬
not durch fortlaufende Dotationen abhelfen. Der Ausweg dev
Dotationen muh von den Gemeinden abgelehnt werdest, weil
er ihre finanzielle Selbständigkeit noch weiter beeinträchtigt untz
zn einer Reichsanfsicht über die Gemeinde« führt , die auch miß
den Interessen des Reiches und der Länder unvereinbar isttz
Es bleibt also zunächst nur die Möglichkeit einer weiteren Er4
Höhung der Gemeindeanteile an den großen Reichssteuern. Ins «
besondere ist eine stärkere Beteiligung bei der Umsatzsteuer zuj
fordern , weil gerade diese Steuer der Geldentwertung am emp¬
findlichsten folgt. Neben einer Erhöhung des allgemeinen An¬
teils ist die Aussonderung bestimmter Teile des wirtschaftliche»
Umsatzes aus der Reichsumsatzsteuer zugunsten der Gemeinde
in Betracht zu ziehen. Ein zaghafter Schritt in dieser Rich¬
tung ist in den Bestimmungen der Novelle zum LStG . betreff
send die Gastwirtschaftsumsatzsteuer zu erblicken . Daneben
muß aber erwogen werden, ob nicht die deutsche Wirtschaft eine
allgemeine Erhöhung der Umsatzsteuer etwa von 2 auf 2,5 %
tragen kann , wobei diese Erhöhung ausschließlich den Gemein¬
den zugute kommen müßte . Durch die Erhöhung des Anteils
der Gemeinden an den Überweisungssteuern müßte zugleich
auch ein Ausgleich für die Belastung mit solchen Ausgabe»
gefunden werden , die den Gemeinden durch die Reichsgesetz¬
gebung ohne besondere Entschädigung übertragen wurden . Auch
ihre Mitarbeit bei der Steuerveranlagung und Steuererhebung
könnte so auf die einfachste Weise abgegolten werden . DaK
System der Spezialentschädigung für einzelne Steuergeschäfte
führt zu einer Berwaltungsarbeit , die zu dem Objekt in kei¬
nem Verhältnis steht .

Die Finanznot zahlreicher Gemeinden kann aber allein durch
die Zuweisung neuer Steuerquellen deswegen nicht behoben
werden , weil die Steuerkraft ihrer Bürger schon in der Vor¬
kriegszeit außer Verhältnis zu den kommunalen Lasten stand,
die ihnen aus besonderen Verhältnissen erwuchsen . Zu denken
ist dckbei insbesondere an zahlreiche Jndustriegemeinden , deren
plötzliche Entwicklung in die letzten Jahre vor dem Kriege, in
die Kriegszeit und die Nachkriegszeit fällt. Die Forderung nach
einer gerechten Beteiligung der Gemeinden an dem ihnen und
den Ländern zustehenden Einkommensteueranteil, also die For¬
derung nach einem interkommunalen Finanzausgleich, wird»
daher immer dringender, zumal die Reichsfinanzreform di«
Unterschiede in den Finanzverhältniffen der steuerstarken un ^
steuerschwachen Gemeinden außerordentlich überhöht hat .

Der Finanzausgleich zwischen den Gemeinden muß bereits
im LStG . ermöglicht und sichergestellt werden. Er verbietet
eine Verteilung der Einkommensteuer lediglich nach dem Maß .
stab des örtlichen Aufkommens, oder des örtlichen Steuersolls .
Neben diesem Maßstabe ylüssen zum mindesten andere Ver¬
teilungsmatzstäbe eingeführt weiden können . Derartige , dem
Ausgleich dienende VerteilungSmahstäbe können zum Beispiel
hergeleitet werden aus der Anspannung der Realsteuern , in
der sich regelmäßig die kommunalen Lasten widerspiegeln. Ei »
guter und in der Anwendung einfacher Berteilungsmaßstaib ist
auch in der Einwohnerzahl zu erblicken. Zn ihr kommen die
WesentlichstennFakwren , welche die Steuerkrast einer Gemeinde
kennzeichnen, zum Ausdruck , nämlich einmal das auf den Kopf
des Zensiten entfallende Durchschnittseinkommenund sodann
das Verhältnis der Zenfiten zu Iden Nichtzenfiten . Weniger
empfehlenswert erscherrtt die sogenannte h«r»z»nt«tle AusteUun,
der Einkommensteuer , wie sie im zweiten Entwurf des 8SX8 .
vorgesehen war , das heißt eine Aufteilung, bei der die Steuer -
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ertrage der unteren Einkommensstusen in Ler Hauptsache den
Ländern uriö Gemeinden verbleiben, die der odexen dem Reiche
gufallen sollten. So bestechend dieses Mdteilungssystem auf
den ersten Mick erscheint, so fehlt es doch an jeder positiven Un»
terlage , nach der man seine Wirkungen beurteilen könnte. Auch
eine genauere Einkommenssteuerstatistik würde es bei der
stößigen Verschiebung der Einkommensverhältnisse nicht möglich
machen , für die einzelneu Einkommensstufen den Verteilungs .
matzstab zu finden , bei dem Reich, Länder und Gemeinden
auf ihre Kosten kommen.
» Übrigens mutz jeder Versuch , einen Ausgleich der Steuer »
kraft innerhalb des ganzen Reichsgebietes oder auch nur inner ,
halb des Gebietes eines der gröheren Länder herbeiführen zu
wollen, unbefriedigend bleiben, - solange die Ergebnisse der Ein .
kommensteuerveranlagung in den Städten und auf dem flachen
Lande so stark voneinander abweichen , wie das jetzt noch der
Fall ist. Für den Ausgleich müssen deswegen Gruppen gebil¬
det werden , Stadtkreise .kreisangehörige Städte , Landgeniein .
den ) , innerhalb deren sich der Ausgleich vollzieht. Auch eine
GruppenbiLung nach den verschiedenen Ortsklassen könnte in
Frage kommen . Jedenfalls muh einer der angedeuteten Wege,
die zu einer gerechteren Verteilung der Einkommensteuer fuh¬
ren , bald beschritten werden , wenn nicht die Finanznot zahl-
reicher Gemeinden zu katastrophalen Zusammenbrüchen füh¬
ren soll .

Den Vorträgen folgte ein lebhafter Meinungsaustausch ,
der für die beteiligten Städte und Gemeinden von gleicher Be.
deutung sein wird , wie die Vorträge selbst . Mit herzlichem
Dank an die Berichterstatter konnte der Vorsitzende die Tagung
schliehen .

Politische Neuigkeiten .
Deutscher Ikeicbstag.

W . T .-B . Berlin , 32 . Juni . Auf der Tagesordnung der gest¬
rigen Sitzung stand die zweite Beratung des Gesetzes über die
Anwendung des Wiesbadener und Bemelmanssachlreferungs -
abkommen, in Verbindung mit Interpellationen der Deutsch¬
nationalen gegen das Wiesbadener Abkommen , der Deutschen
Volkspartei gegen die Neutralisierung der Rheinland « durch
England und Frankreich, der Unabhängigen über die Repa-
riationsverhandlungen und des Zentrums gegen die Eisen¬
bahnzerstörung im besetzten Gebiet und gegen die Zustände
im Saargebiet ; ferner stand das Weihbuch der Regierung zur
Reparationsfrage zur Beratung .

Namens des Ausschusses beantragt Abg . Dernburg (Dem .)
die unveränderte Anahme der Sachlieferungsabkommen .

Abg . Dr . Reichert (Dntl . ) begründet die Interpellation sei¬
ner Partei , welcher der früheren Regierung den Vorwurf
macht , sie habe mit dem ohne Zustimmung des Reichstags er¬
folgten Abschluß des Wiesbadener Abkommens einen Verfas«
fungsbrüch begangen. Er fragt , ob die gegenwärtige Regie,
rung die Verantwortung dafür übernehmen wolle . Redner
greift den Außenminister Rathenau auf das heftigste an und
wirft ihm Übertreibung der Erfüllungspflicht vor , ohne daß
es gelungen sei, Frankreich zu beschwichtigen und Oberschlesien
zu retten . Der größte Fehler der Rathenau 'schen Erfüllungs -
Politik sei, daß sie in der Welt den falschen Eindruck erwecke,
als könnte das deutsche Volk noch immer mehr leisten. Redner
fordert vom Reichskanzler Antwort aus die Frage , wann end¬
lich der Verelendung unseres Volkes durch die übertriebene Er¬
füllungspolitik ein Ende gemacht werden soll.

Abg . Moldenhauer (D . Vp .) begründet die Interpellation
seiner Fraktion u . a. mit dem Hinweis auf das Gerücht, daß
England und Frankreich eine Neutralisierung des besetzten
Rheinlandes vereinbart haben, um den Rheinlanden nach Art
des Saargebiets eine Autonomie unter französischer Oberauf¬
sicht zu geben. Redner erklärt eine wirkliche Reparation für
Unmöglich , solange die Reparationslasten für die unerhört
kostspieligen Besatzungsarmeen vergeudet würden . Redner
gibt unter lebhaften Entrüstungskundgebungen zahlenmäßige
Belege hierfür an . Der Redner sucht den Nachweis zu erbrin¬
gen, daß Frankreich seit dem Friedensschlutz niemals den Plan
gufgegeben hat , das Rheinland durch die Autonomie von
Deutschland loszureisen . Dazu kommt die Förderung der rhei¬
nischen Hochverräter. Aber alle diese Pläne werden an der
Unerschütterlichen Reichstreue der Rheinländer scheitern .

Abg . Dr . Levi (Komm. ) betont in Begründung seiner In .
terpellation über die Pariser Reparationsverhandlungen die

Letzte Abendkeier im Wadiscben Landes¬
weater .

—s . Die letzte ( 10.) Abendfeier hätte der Idee nach gewiß
eine Krönung dieser überaus dankenswerten Veranstaltungen
des Landestheaters sein können; es war zum Thema gestült,
einmal die uns auf andern Gebieten der Kunst so geläufige
vergleichend-historische Betrachtungsweise auch bei der Tanz¬
kunst anzuwenden , wodurch dieses, jetzt endlich als felbftän-
pige Kunstgattung ernst genommene Stipfkind der Ästhetik
puch für ^ den Betrachter in eine Reihe mit den „ legitimen "
Künsten gerückt wurde . Auch war die instruktive Einleitung ,
über den Tanz imWandel der Zeit (von Ph . Rameau
bis zum heutigen Foxtrott ) die die Balleftneisterin Fanny
Bourgeau — die nicht immer gleich erfolgreiche Haupt -
beteiligte bei den Darbietungen des Abends — auf dem
Theaterzettel gab (sie hatte als Zuschrift aus dem Landes¬
theater auch in unserm Blatte Aufnahme gefunden) , recht
om Platze . Doch konnte die Ausführung an sich die Idee des
Ganzen nur andeutungsweise ausfüllen . Einmal sollten
Vorführungen , die im wesentlichen den Charakter des Leichten,
Ausgelassenen, Graziösen tragen , durchaus nicht auf einer
»on dem schweren Farbenzweiklang grün plus violett
beherrschten Bühne — dieser ernsten irgendwie glockenhaft
klingenden Farbkombination — dargebracht werden . (Im
Sinne des „Gesamtkunftwerks " wäre viel getan , wenn man
sich in diesen Dingen wieder zu einer größeren , im Rokoko
t« gerade vorbildlichen, Empfindlichkeict erzöge.) Und die Vor-
führunik ' ii blieben im allgemeinen — auch die aus neuerer ,
»om G ^.ste Jaques Dalcrozes ' befruchteter Zeit — etwas gar
| it sehr im Altertümlich -Ballethaften befangen . Mit das
krftischcndste waren unbedingt die von Kindern ausgeführten
neckischen Tänze nach Mozarts „Petits riens "

, diesen Klei¬
nodien der Rokokomusik . Originell waren auch die pärodisti-
schen Interpretationen , die Fanny Bourgean der halb mysti¬
schen halb banal klingenden Musik des Russen Beta Bar -
kok gab und ihr Foxtrott (von Kapellmeister Alfred
Äorentz komponiert) war eine geschickte Groteske . Als
»öllig verfehlt müssen dagegen ihre „ Tänze des Schwci -
t e ns " bezeichnet werden ,

'bei denen es zum Ausdruck kam ,
«ah zu dieser schwersten vielleicht allerhöchsten Form , dem
.absoluten Tanz " der Darstellerin leider bas einzig Unent¬
behrliche mangelt — das Durchbebtsein von eigenem Rhyth-

K>, die Musik des vom Takte des Muts getriebenen beseelt
ingenden Körpers .

Eine verbesserte Wiederholung bezw . Erweiterung eines
Arartigen Abends, der so reiche Möglichkeiten in sich trägt ,
tire für die kommende Saison nur erwünscht.

Notwendigkeit, an der Erfüllungspokitik festzuhalten ; aber die¬
selbe muß einheitlich betrieben werden und in der inneren
Politik ihre Ergänzung finden . Es geht nicht länger an , daßdas Reichswehrministerium die politisch sehr bedenkliche Pro -
pagandareisen des Generalfeldmarschalls Hindenburg fördert ,oder durch Streiche, wie die Ernennung des Kappisten Löwen-
seid zum Schiftskomniaudanten , planmäßig die Außenpolitikdes Reichskanzlers durchkreuzt.

Abg. Dr . Lauscher (Ztr .) begründet die Interpellation ,
welche stch gegen die Zerstörung einer ganzen Reihe Wirt-
schaftlich bedeutsamer Eisenbahn baute » im besetzten Rhein ,
lande wendet . Es handle sich hier um eine völlig sinnlose
Berschleuderung wirtschaftlicher Werte , wofür umso weniger
Anlaß borliege, als nach Durchführung der Entwaffnung
Deutschlands den großen Eisenbahnanlagen eine militärische
Bedeutung nicht mehr beigelegt werden könne. Von der in
der Botschafterkonferenz behaupteten „ schonenden Rücksicht¬
nahme auf das deutsche Wirtschaftsleben " ist in diesem Zer¬
störungsprogramm nicht das mindeste zu spüren . Diese Zer¬
störungspolitik ist nur zu erklären , in dem sinnlosen Bernich-
tungswillen , den wir zuerst bei den Wcrifenftjllüandsverhand «
lungen kennen gelernt haben . Diese Politik beweist , daß
Frankreich mit der rheinischen Bevölkerung sehr unzufrieden
ist. Dazu hat es auch allen Grund , denn die Haltung der
rheinischen Bevölkerung ist ein Borbild für das ganze deutsche
B - lk. Möge die Negierung daher den schärfsten Protest
gegen den Zersirörungsplan einlegen und die Wirtschaft des
Rheinlandes schützen. Ihr Deutschtum werde die Rheinlän¬
der selbst schützen.

Abg. Bell (Ztr .) begründet die Interpellation wegen der
FranzösierungSbestrebungen im Saargebiet . Die Nichtachtung
des Versailler Vertrages wird dadurch bewiesen, daß die Re¬
gierungskommission französische Truppen im Saargebiet be¬
läßt , französische Kriegsgerichte und Gendarmerie einsetzt , die
Vertretung der ausländischen Interessen an Frankreich über¬
trägt , französisches Geld einführt , das Schulwesen sranzösi-
stert und politisch mißliebige Personen in Massen ausweist .
In letzter Zeit ist die Bevölkerung des Saargebiets durch
immer weitere Willkürmaßnahmen der Regierungskommission
erbittert worden . Die leitenden Stellen in der Beamtenschaft
werden gegen Recht und Vertrag mit Franzosen besetzt . Die
Wünsche der Bevölkerung werden vollständig mißachtet. Wir
müssen vor aller Welt der Saarbevülkerung zurufen : „Harret
aus , auch euch wird die Stunde der Erlösung schlagen! Der
ist in tiefster Seele treu , der die Heimat liebt , wie Dul "
(Lebhafter Beifalktft

Staatssekretär Müller erklärt zur deutschnationalen Inter¬
pellation . daß in dem Abschluß des Wiesbcchener Abkommens
keine Verletzung der Verfassung oder des Etatrechts des
Reichstages zu erblicken ist .

-Minister des Äußern Dr . Rathenau beantwortet die übri¬
gen Interpellationen . Zu den angeblichen Neutralisierungs -
plänen für das Rheinland erklärte er, daß solche Pläne nur
unter Bruch des Versailler Vertrages verwirklicht werden
können . Die Reichsrcgieruug erklärt , daß sie niemals >auf
irgendwelche Zugeständnisse damit einverstanden sein wird,
daß das Rheinland preisgegeben , oder in seinem Bestand ge¬
fährdet wird . (Lebhafter Beifall .)

Zur - Interpellation über die Eisenbahnzcrstörungspläne er¬
klärt der Ministep, der Friedensvertrag gebe den Alliierten
nur das Recht, sich gegen deutsche Kriegsvorbereitungen zu
schützen, nicht aber störend, oder zerstörend in das deutsche
Wirtschaftsleben einzugreifen . Die Meichsregterung wird kein' Mittel unversucht lassen , um die Wotschafterkonferenz von der
Ausführung ihres auf falschen Voraussetzungen beruhenden
Planes abzubringen .

In Beantwortung der Saargebietsinterpellation betont Dr .
Ralhenau die unglaubliche komplizierte Rechtsstellung des von
einer deutschen Bevölkerung bewohnten deutschen Saargebiets .
Die Bevölkerung hat nicht das Recht der Mitbestimmung über
ihr Geschick Sie wird regiert wie im Zeitalter des aufge¬
klärten Absolutismus . Wenn der Völkerbund mit der Aus-
Übung eines solchen Regimes einverstanden ist, so ist das eine
Entwürdigung der Idee deS Völkerbundes. (Lebhafte Zu -
stilnniuug .)

Die . Art , wie die Regierungskommiffion die Frankenwäh¬
rung im Saargebiet eingeführt hat , in vertragswidrig und
schädigt die Industrie dort außerordentlich . Sie verwaltet
das Land nicht , wie es ihre Pflicht »als Treuhänder ist, son¬
dern bevorzugt vertragswidrig dyn französischen Staat . Es
ist eine unbeschreibbare Bertragsverletzung , daß sich im Siaar -
gebiet noch immer französische Truppen befinden und eine
französische Gendarmerie , welche u . a . die Aufgabe hat , über
politisch hervortretenden Persönlichkeiten Listen zu führen
und die Beamtenschaft unauffällig zu überwachen. Es ist
widersinnig , daß die deutsche Bevölkerung des Saargebiets
außenpolitisch durch Frankreich vertreten wird . Die Zumu¬
tung , ihm auch die Vertretung der in Deutschland wohnen¬
den Einwohner aus dem Saargebiet zu übertragen , haben wir
natürlich abgelehnt . Wenn die Regierungskommisston einen
besonderen Begriff Saarländer schaffen und das Saargebiet
Deutschland gegenüber zum Ausland machen will , so verstößt
das gegen den Friedensvertrag . Eine »weitere Vertragsver¬
letzung ist die Französierung des Schulwesens . Unsere wie¬
derholten Beschwerden haben nicht die gebührende Beachtung
gesunden. Dennoch wird die Regierung ihre Versuche in
dieser Richtung nicht aufgeben . Das Verhältnis der Regie¬
rungskommission zur Bevölkerung zeigt das übliche Bild einer
Fremdherrschaft , so ttatz die Bevölkern«« kein Vertrauen zu
dieser Fremdherrschaft hat . Dem Volke steht die Kommission
ferner , als wenn sie in einem fremden Erdteile regierte . So
unglücklich die Verhältnisse des Saargebiets sind, die Treue ,
mit der die Saardevölkerung an ihrem Deutschtum festhalt,
kann dem ganzen deutschen Volke als Muster und Vorbild
dienen . (Lebhafter Beifall ) .)

Reichsfinanzminister Dr . Hermes schildert zur letzten
Interpellation das Ergebnis der Pariser RrMrationsverhand -
lungen und spricht die Hoffnung aus , daß die vertagten An-
leiheverhandlungen bald wieder ausgenommen werden ^ Von
einem Abbau der sozialen Fürsorge , der Evwerbslosenfürsorge
oder des Acht-Stundentages kann jetzt kein Wort gesprochen
werden . Über Rtahnahmen , die beim Zustandekommen der
Anleihe ;u treffen sind, hat die Regierung noch keinen Be-
schluß gefaßt .

Die Besprechung der Interpellationen wird nach 6 Uhr aus
heute nachmittags 3 Uhr vertagt .

Das « eickskadmett
trat gestern mittag unter dem Vorsitz des Reichskanzlers zu
einer Sitzung zusammen . Die Vorlage des Reichssinanztnini -
steriums über die Erhöhung der Beamtengehälter , die eine
4üpr,zentige Erhöhung der verhältnismäßigen TeuerungSzu -
lagen vorsieht, wurde angenommen - Ferner wurde für die
Beamten der Reichsministerien eine besondere Ministerialzu -
läge bewilligt. Auf diese Weise will man die besten Beamten
in die Ministerien ziehen und den Andrang zu den Ministe-
rialstellen vermehren . Die Ministcrialzulage soll bei den Amts¬
gehilfen jährlich 3000 M . , bei den oberen Stufen von den Mi-
nisterialräten ab 12 000 M . betragen . Weiter wurde die Kin¬
derzulage für Beamten um 40 Prozent erhöht. Sodann be¬
schäftigte sich das Kabinett mit der Neuwahl des Reichspräsi-
denken . Der Reichskanzler machte davon Mitteilung daß . er
bereits in „ächster-Zost mit den Parteien in Besprechungen

Über die Festsetzung eines Wahitermins eintreten wird. Diqvon einer Korrespondenz verbreitete Meldung, .dah noch in die .
ser Sitzungsperiode dem Reichstag ein Gesetzentwurf zugehenwird, der die neuen Bestimmungen über die Wahl des Reichs-
Präsidenten enthalten soll, ist It. „ B. Pr .

" irrig . Eines solche»
Gesetzes bedarf es nicht mehr, nachdem bereits eine Vorlage
vom 4 . Mai , die die neueren Ausführungsbestimmungen für
die Wahl enthalten , Gesetzeskraft erlangt hat . Es bleibt nun .
mehr nur übrig , daß der Reichstag den Termin festsetzt.

Der Lwangsanlewc - Gesetzentwurk
vor dem Lteuerausscbuh .

Der Steuerausschuß des Reichstages beriet am 26 . Juck
den Gesetzentwurf über die Zwangsanleihe . Abg . Dr ,
Helffrrich bekämpfte den Entwurf der Regierung , der ein
„Attentat aus die Substanz des deutfchen Wolksvermögens"
sei. Dr . Helfferich begründete dann eingehend den von den
Deutschnatioualen vorgelegten Gegenentwurs , der auf eine
freiwillige innere Anleihe hinauÄäuft .

Abg. Kahmann (Soz .) trat dafür ein, daß das Einkommen -
steuergesetz der Geldentwertung angepaßt werde . Auch durch!
Änderung des Erbschaftssftuergesetzes müsse den veränderten
Geldverhältnissen Rechnung getragen werden . Mit Rücksicht
darauf aber , daß zunächst die Zwangsanleihe herausqebracht
werden müsse , empfehle es stch , vor den Rcichstagsferien auß
die Beratung der Änderung der Erbschaftssteuer zunächst zu
verzichten, sofern es stch nicht ermöglichen ließe , auch den
Juli hindurch zu tagen . Der jetzige Betrag der Erbschafts¬
steuer von rund 700 Millionen Mark jährlich sei ein Skandal .
Diese Steuer müsse mindestens 6 bis 7 Milliarden einbringen .
Die Zwangsanleihe müsse nach den Vorschlägen der Reichs¬
regierung durchgeführt werden , damit dem Auslande ein
sichtbarer Beweis für Deutschlands Bestreben gegeben werde,
seine Finanzen in Ordnung zu bringen . Die sozialdemokra¬
tische Fraktion bestehe darauf , daß der Besitz der Not des Va¬
terlandes ein Opfer bringe und sie müsse sich auch vorbehal-
te » , einige verschärfende Anträge zu dem Zwangsanleihegesetz
einzubringen .

Abg . Merk (Bayr . Bp .) erklärte die grundsätzliche Bereit - '
Willigkeit seiner Fraktion zur Mitarbeit an dem Entwurf ,
machte aber Bedenken gegen einzelne Einzelheiten geltend . Es
müßten insbesondere Sicherungen getroffen werden , daß dev
Betrag von einer Milliarde Goldmark nicht überschritten
werde . Die Einschätzung müsse nach Stichtagen erfolgen , die
in der Vergangenheit , nicht in der Zukunft liegen . Die Revi -
sion des Erbschaftssteuergesetzes entspreche einer Zusage der
Regierung beim Steuerkompromiß und müsse daher ebenso
wie die Revision des Einkommensteuergesetzes in Verbindung
mit der Verabschiedung der Zwangsanleihe erfolgen . Grund¬
sätzlich sei er bereit , dem Entwurf über die Zwangsanleih «!
zuzustimmen , wenn die von ihm zitierten Voraussetzungen er¬
füllt würden .

Abg . Dr . Geyer (kl .) tritt dafür ein, daß an dem Grund¬
betrage von mindsstens einer Milliarde Goldmark für die
Zwangsanleihe unbedingt festgehalten werde.

Avg . Dr . Becker-Hessen (D . Bp .) erklärte , daß er mit seinen
Freunden alles daran setzen werde , daß die Zwangsanleihe
gemeinsam mit der Novelle der Erbschafts - und her Einkom¬
mensteuer verabschiedet werde . Keineswegs werde er dem zu¬
stimmen , daß die Zwangsanleihe allein verabschiedet würde ;
entweder Verabschiedung des gesamten Steuerkompromisses
vor den Reichstagsferien oder garnicht . Die gleichen sachlichen
Momente, die seinerzeit zum Steuerkompromiß geführt hät¬
ten , seien auch heute noch wirksam und infolgedessen halte er
auch jetzt noch die Zwangsauleihe für gerechtfertigt, wenn sie
in dem Geist gestaltet werde , wie es bei den Kompromißver¬
handlungen beabsichtigt gewesen sei . Notwendig sei es aber ,
daß die Regierung ernst mache mit der Sparsamkeit in der
Verwaltung und in den Reichsbetrieben . Aus der Regie¬
rungsvorlage für die Zwangsanleihe spreche ein ganz anderer
Geist, als er in den Konipromißverhandlungen vorhanden ge-
wesen sei . Alle die Bedingungen , die bei dem Steuerkompro -
miß seinerzeit gestellt worden seien , müßten bei der Zwangs¬
anleihe erfüllt werden . Unter keinen Umständen werde seine (
Partei über eine Milliarde Gdldmark hinausgehen . Wenn die _
bei dem Abschluß des Steuerkompromisses erhobenen Forde . .
rungen und Bedingungen nicht in vollein Ausmaß von dev '
Reichsregierunq und den anderen Parteien erfüllt würden ,
dann müßte die Deutsche Wolkspartei die Zwangsanleihe ab.
lehnen.

Darauf vertagte stch der Ausschuß.

Von der zfinanzgebarung des IKeicbs.
Die Reichsfinanzvcrwallung veröffentlicht eine Übersicht
ber die Einnahmen und Ausgaben des Reichshaushalts füv
rs Rechnungsjahr 1901 in der Zeit vom 1 . April 1921 biSl
im 31 . März 1922 . Es handelt stch dabei allerdings unk
»» läufige Zahlen , da die Übersicht über das endgültige Er »
cknis des Rechnungsjahres erst nach dein Jahresabschluß der
eichshauptkaffe veröffentlicht wird und ein erheblicher Teil
:r Ausgaben und Einnahmen , die auf schwebende «Schuld ge.
ammeti werden mutzten, noch nicht auf die einzelnen Etats
rrrechnet ist . .. „ „ . ,
Im einzelnen ist aus der Übersicht zu entnehmen , daß rmi
bentlichen Haushalt an allgemeinen Verwaltungsernnahmen ,
r Steuern , Zöllen. Abgaben und Gebühren insgesamt

Milliarden Mart eingiitgen . statt der im Haushalt vor-
'sehenen 62,2 Milliarden Mark . Hierbei ist allerdings unter
>n 88 Milliarden der Gesamtertrag des Reichsnotopfers , dev
ach dem Haushaltsplan mit 7,8 Milliarden Mark im außer -
'deutlichen Etat erscheint. Bei den Betriebsverwaltungen
ägt die Post eine Einnahme von 10,4 Milliarden Mark (nach
:m Haushaltsplan 8,7 Milliarden ) und eine Ausgabe von
Iß Milliarden Mark (nach dem Haushaltsplan 14 M 'sliar-
-n) . Der haushaltsmäßige Fehlbetrag von 5,3 Milliarden
latl hat sich also auf 2ß Milliarden Mark verrrngert . Die
inanzaebarung der Reichsbahn läßt sich noch nicht über »
hen, weil die als Vorschüsse nachgewiesenen AusgcÄen noch
icht bei den Haushaltsstellen verrechnet nnd . An Vorschus-
n sind bis zum 31 . März 1932 erhöben 75,1 Millmck«

Aufdeckung eines Matkenlagers .
Durch Berliner Kriminalbeamte wurde in der Nacht zum

21 . Juni in Jüterbog ein großes Waffenlager entdeckt. Ein
den früheren Baltiknmtruppen angehörender Oberleutnant
Deutscher hatte versucht, das Jüterboger Waffenlager in Ber -
lin an den Mann zu dringen und war dabei mit Berliner
Kriminalbeamten in Verbindung getreten , ohne zu wissen ,
daß er es mit Kriminalbeamten zu tun habe. Er führte einen
Kriminalbeamten nach Jüterbog zur Besichtigung des Waffen -
lagers und wurde Dienstag nachmittag in Berlin am Anhalter
Bahnhof bei der Rückkehr aus Jüterbog verhaftet . In der
Nacht wurde das Waffenlager auSgehoben. Es handelt stch
um 2 schwere Maschinengewehre, 206 Gewehre, darunter etwa
30 Karabiner , 150 Handgranaten , 5 Gurtfüller und mehrere
100 000 Stück Munition für Gewehre und Maschinengewehre,
ferner Leuchtmrmition. Die gefundenen Waffen und die Mn -
nition wurden noch in der Nacht der Reichstrrnhand -Gesen-
schast zugeführt.

f



Die Daager Vorkonkerenz.
In der gestrigen Sitzung der Haager Vorkonferenz wurde^

tt . ,B. Pr -
" , zunächst die Wahl des Ministers van Karnrbeek

« im Ehrenvor -̂ tzenden getätigt . Auf Antrag des englischen
^delegierten Lord Greame wurde darauf der holländische Dele¬
gierte Patyn zum Präsidenten der nichtrussischrn Kommission
gewählt . Dieser nahm die Wahl an . Auf Antrag des fran¬
zösischen Delegierten Alphand wurde der Führer der belgischen
Delegation Cattier - zum Bizevorsitzenden der großen Kommis¬
sion bestimmt. Der erste Delegierte Japans beantragt darauf ,
den Vorsitz der Unterkcmniission für das Privateigentum dem
Englischen , für die Schulden dem französischen und für die
Kredite dem italienischen Hauptdelegierten zu übertragen . Die
Versammlung entspricht dem Antrag und »vählt zu Vorsitzen¬
den der Kommission Greame , Alphand und Roman ». Der
Delegierte Cattier stellt dann die Frage zur Delbatte, welcher
Kontakt zwischen der nichtrussischen und der russischen Kom¬
pulsion bestehen solle . Er stellt zur Erwägung , den Präsiden¬
ten Patvn mit diesem Amt zu betrauen . Seine Aufgabe soll
darin bestehen , persönliche Fühlung mit der russischen Dele¬
gation '

zu nehmen, um ihr die Zusammensetzung der großen
Kommission und der Unterausschüsse mitzuteilen und sie zu
ersuchen, ihre Vertreter für die Unterkommiffion zu benennen .
Der Antrag wurde angenommen . Eine Anfrage des hollän¬
dischen Delegierten , Professors van Gruyten , beantwortet der
Vorsitzende dahin , daß bis zur Stunde die Zusammensetzung
der russischen Delegation noch nicht amtlich mitgeteilt worden
(fei Es sei jedoch aus Moskau ein Telegramm eingelaufen , in
dem für die Herren Litwinoff , Rakowskv. Krassin , Kretinski
>md Sokolnikoff um ein Paßvisum nachgesucht werde.

Am Donnerstag triff biT nichtrussische Kommission zu einer
Besprechung zusammen, um verschiedene formelle Angelegen¬
heiten zu erledigen. Die Unterkommssion für das Privateigen¬
tum tritt um 342 Uhr, die für die Schulden um 343 Uhr, und
die für die Kredite um 4 Uhr zusammen . Die Vertreter der
britischen Dominions , die an der sogenannten Vorkonferenz
teilgenommen haben, sind nach England zurückgekehrt, weil die
britische Delegation in der großen Kommission und in den
Unterkommissionen die Dominions vertritt .

Lin Lngländer über die kranzösiscbe
« beinpolitik .

Das frühere Mitglied des englischen Parlaments , Joseph
King, Mitglied der linksgerichteten Arbeiterpartei , machte '
Anfang Mai eine Reise durch daS besetzte Gebiet und besuchte
» . a . auch Koblenz, wo er sich bei verschiedenen Behörden usw.
eingehende Auskunft einholte. Nunmehr veröffentlicht er in
der bekannten englischen Zeitschrift „The Nation and the
Athenäum " am 20 . Mai d . I . einen offenen Brief an den
Herausgeber der Zeitschrift, in welchem er u . a . ausführt :

Hinsichtlich der der militärischen Besetzung zugrundeliegen¬
den französischen Politik kann man sich keiner Täuschung hin-
geben. Die Franzosen (und wenn man vom besetzten Gebiete
spricht , so ist „belgisch" gleichbedeutend mit „französisch ", denn
beide Länder scheinen eine durchaus einheitliche Politik $u be¬
folgen) Leigen , wie Herr Pierrebont NoheS , der frühere Ver.
ireter der Pereinigten Staaten bei der Rheinlandkommission,
sich ausgedrückt hat, „den festen Entschluß, letzten Endes aus
dem Rheinland französisches Gebiet zu machen ." Zur Er¬
reichung dieses Zieles bedienen sie sich der verschiedenartigsten
Mittel , die sich zwischen militärischer Anmaßung und kultu¬
rellen Liebenswürdigkeiten (die altgewohnte französische Me¬
thode : - Zuckerbrot und Peitsche D . Red. ) bewegen.

Während die britischen Besatzungstruppen dauernd vermin ,
dert und die amerikanischen bis zum 1 . Juli abgezogen sein
werden, verstärken die Franzosen ihre Besatzungstruppen dau¬
ernd . Diese Verstärkungen an Kavallerie und Fliegertruppen
und die sich daraus ergebenden erhöhten Anforderungen an
Quartieren , Häusern Kasernen , Stallungen , Exerzierplätzen
usw. stellen eine schwere Belastung dar . Man fragt sich, sind
sie nur eine Vorbereitung auf die Besetzung des RuhrgebietS ?

Die französische Methode der „friedlichen Durchdringung "
ist augenfällig : französische Banken lassen sich in neuen , gün¬
stig gelegenen Bankgebäuden nieder ; französische Zeitungen
erscheinen am Rhein ; es gibt französische Lesehallen und
Buchhandlungen, in denen jeder und alle willkommen sind und
pnt Propagandamaterial chauvinistischen Gepräges versorgt
,werden ; man veranstaltet Vorlesungen , Konzerte, Orgelkon.
gerte, Militärkonzerte , Theatervorstellungen mit französischen
Schauspielern , weniger zur Unterhaltung der französischen
Soldaten als zur Anlockung und Beeinfluffung der deutsche »
Bevölkerung. Natürlich finden viele dieser Veranstaltun .
gen auf Kosten der Deutschen statt , die somit für die Umwand¬
lung ihrer eigenen Bürger in französische Staatsangehörige
auch noch selbst bezahlen niüssen.

Es herrscht eine dauernde Einmischung, mittelbar und un¬
mittelbar , in das politische Leben Deutschlands , wohingegen
Bewegungen , wie die fonderbündlerische „Unabhängige Rhei»
» ifche Republik" mit Geld und auf andere Weise unterstützt
werden . Die Zeitungen werden verboten und mit Geldstrafen
belegt. Landtagsabgeordnete und andere Persönlichkeiten wer¬
ben wegen Reden usw . beschuldigt und in Geldstrafe genom¬
men ; ganz abweichend von der in der britischen Besatzungszone
herrschenden Gepflogenheit und Gesinnung werden Brrsamm »
lungen , Aufzüge und Kundgebungen untersagt ; die Kriegs¬
gerichte verhängen Gefängnisstrafen usw.

Durch die Verwendung von Kolonialtruppen , meistens gelbe
»der farbige Afrikaner (keine eigentlichen Schwarzen oder
Negroiden, von denen die meisten zurückgezogen worden find),
durch die erzwungene Bereitstellung und Einrichtung von Bor .
bellen durch Schließung öffentlicher Plätze usw. werden die
Befühle und das moralische Empfinden der deutschen Bevölke¬
rung in gröblichster Weise mißachtet.

Durch die französische Propaganda und durch die zuneh¬
mende französische Bevölkerung im besetzten Gebiet — sie
nimmt zu. weil jetzt viel mehr verheiratete Offiziere und
Mminschasten mit zahlreichen Kindern und sonstigem Anhang
hier sind, als früher — mögen sich vereinzelte Deutsche beein-
pusien lassen ; in ihrer Gesamtheit ist die Bevölkerung jedoch
weniger als je geneigt , die Franzosen willkommen zu heißen,
Pazifisten , Republika r und Sozialisten führen Klage dar -
über , daß die französische Politik den militaristischen und mo¬
narchistischen Parteien der Rechten des Reichstags zustatten
kommt, nicht minder den Kommunisten , d. h. den Extremisten
pnd Anhängern der Gewaltmethoden , dies zum Schaden einer
Modernen friedlichen politischen Etnwicklung.

Lin deutscb- polniscDer Aukruk
zur Vesonnendeit .

. Der deutsche und der polnische Bevollmächtigte zu den Der -
Handlungen betreffend die Übergabe des oberschleiftschen Ab»
timmungsgebietes veröffentlichen folgende Erklärungen : JBtu
lens der deutschen und der polnischen Regierung werden die
Gewalttätigkeiten , die in letzter Zeit in OverschlDen mit den»
fticlt bestätigen werden , einen Teil der oberschlesischen Be¬

völkerung von ihrem Wohnsitz zu »erjagen , ausS schärfste »er ,
urteilt . Diese Gewalttätigkeiten erscheinen um so empfind¬
licher und zweckloser, als die beiden Regierungen die be¬
stimmte Absicht haben, sobald sie die Verwaltung der ihnen
gugesiprochenen Gebiete in die Hand genommen haben , den
verjagten hie Rückkehr zu ermöglichen und dafür zu sorgen,
daß sie tu ihren Wohusttzeu bleibe« können. Kn den Über-
gabebestimmungen ist auSdrüLich festgesetzt , daß, sobald ein
Kreis den deutschen oder den polnischen Behörden übergeben
worden ist. der Kreis sich ohne weiteres unter die Herrschaft
her deutschen bzw. polnischen Regierung stellt. Diese werden
für die allgemeine (Ordnung und Sicherheit des Kreises ver.
antwortlich , insbesondere für die Sicherheit der zivilen und
der militärischen Angehörigen der RegierungSkommiffion , so¬
weit sich diese noch in dem Kreis aushalten sollten. Es darf
wohl von der Einsicht der Bevölkerung Oberschlesiens erwartet
werden , daß sich diese der Verantwortlichkeit der Regierung
bewußt bleiben und alles unterlaffen wird , was dazu führen
könnte, die Regierungen für die Unbesonnenheit Einzelner
haftbar zu machen .

"

Frankreich sorgt kür künftigen
LxplosionsstoL .

Der „Corricre della Sera " veröffentlicht den Inhalt eines ,
wie behauptet wird , im Jahre 1018 zwischen Frankreich und
der Tschechoslonxrkei abgeschlossenen und im Jahre 1921 eA
gänzten Geheimvertvages . Einer der Punkte dieses Vertrages
bestimmt, daß, falls dir Anschlußbewegung in Österreich an
Deutschland durch irgendwelche diplomatischen Schritte nicht
mehr verhindert werden könnte, die Tschechoslowakei unter
Verantwortung der französischen Regierung die Landeshaupt -
städte Linz , Salzburg , sowie Wien besetzen werde, wäbrend
fvanzöstfcherseits Graz und Klagenfurt besetzt werde» sollen.
Außer diesen Städten sollen auch die wichtigsten strategischen
Punkte und Jndustriemittelpunktr Deutschösterreichs besetzt
werden . Diese Beschlüsse solle» der Wiener Regierung
84 Stunden vorher mitgeteilt werden . Über die Haltung
Polens wird in diesem Abkommen gesagt, daß es ebenfalls
direkt einschreiten und unter allen Umstünden an der Ost¬
grenze deutsches Gebiet besetzen solle .

Diese Mitteilung zeigt, sofern sie sich als zutreffend er¬
weist, aufs neue , wie sehr Frankreich mit allen Mittel » auf
neue kriegerische Verwicklungen hinarbeitet .

Der österreichische Finanzplan.
Mus Wien wird unterm 21 . Juni berichtet : ■’
Die Gründung der neue» Notenbank ist heute Nacht end¬

gültig beschlossen worden . Ihr Mtienkapital wurde auf 100
Millionen Schweizers« »»!-« festgesetzt, von denen vorerst
60 Millionen zur Zeichnung aufgelegt werden . Von diesen
60 Millionen haben die Banken und Sparkassen 40 Prozent ,
also 24 Millionen , 'bereits fest gezeichnet ; für die übrigen
60 Prozent übernehmen sie die Garantie . Die Aknen für
die restlichen 40 Millionen Franken sollen zu einem späteren
Zeitpunkt ausgegeben werden .

'
. . . . „ _

Als eine eigenartige Neuerung wird , laut „F « s. Ztg . . aus
dem von der Regierung vorzulegenden Finanzplan ^nochoe -
kannt , daß darin eine prozentuale Beteiligung der « taatSbe -
amtenschaft an den unter ihrer Mithilfe in der Staatsverwal¬
tung zu erzielenden Ersparnissen vorgesehen ist. Zu den be-
reits gemeldeten Steuererhöhungen tritt noch eine Verdoppe¬
lung der Effektenumsatzsteuer.

Ikurze polit . Nacbrickten.
Gleichberechtigung der drei Schularten . Dem Ausschuß deS

Reichstag:« für Mldungswesen lag gestern ein Schreiben des
Reichsministers des Innern vor, in dem mitgeteilt wird, »atz
die Rei (Äregierung davon abfehe , im gegenwärtigen Zeitpunkt
dazu Stellung zu nehmen, ob der vom Aiisschutz angenommene
Abändernngsantrag zu § 1 des sog. Reichsschulgesetzes eine
Verfassungsänderung in sich schließe ober mcht . Die Reictw -
regierung befürwortet die Aussetzung der Beratungen bis zum
Herbst . Nach kurzer Aussprache wurde der Antrag abgelehnt .
Nach der Ausschußfassung des genannten § 1 sollen alle drei
Schularten gleichberechtigt sein und die Gemeinschaftsschule
nicht das ihr in der^Berfaffung zugesicherte Vorrecht genießen .

Badische XUebersicbt.
Badischer Landtag.

DZ . Karlsruhe , 21 . Juni .
Nachmittags sprach zunächst der Abg . D . Maper -Karlsruhe

(Dtl . ) . Er hält am Verfügungsreckt des Staates über die
Mannheimer Schlotzmöbel fest und sagt, Mannheim habe kerne
Ursache , andere Städte zu beneiden. Die Personalunion zw,-
scheu Landesfinanzamtspräsidenten und Finanzminister ver¬
mag der Redner nicht zu billigen. Er zollte der Beamtenschaft
Dank und Anerkennung für ihre sorgfältige Arbeit und machte
dann allgemein finanzpolitische Ausführungen . Die Steuer¬
schraube sei jetzt genug angezogen.

Abg . Bock . (Komm.) setzte sich für den wirtschaftlichen An¬
schluß Deutschlands an Rußlarid ein, für eine Erfüllungspoli -
ttk im Sinne des Rapallovertrages . Redner hofft auf eine
Einheitsaktion der sozialdemokratischen Massen ohne deren
Führer (Lebhafte Zwischenrufe in den Reihen der Mehrheits -
sozialisten).

Abg. Dr . Paasche (T . Vpt.) bemängelt die Art des Vor-
gehens in der Mannheimer Möbelangelegenheit . Die große
Erregung hätte durch eine alsbaldige fachgemäße Erklärung
fi, der Presse vermieden werden können. Der Reder beleuchtet
die ungesunden Verhältnisse im Wirtschaftsleben , die ihren
Ausdruck in dem geringen Wert der Riesensummen von Pa¬
piermark finden.

Abg . Freidhos (USP . ) führt aus , von einer Erregung über
die Schlotzmöbel fei in der Mannheimer Arbeiterschaft nichts
zu merken gewesen . Redner bekämpft die nationalistische Po¬
litik hübe« und drüben und verlangt eine andere steuerliche
Lastenvertoilung . Seine Partei stelle sich nach wie vor auf den
Standpunkt , daß die Erfassung der Sachwerte durchgeführt
werden muß . /

Abg . Dnffner (Ztr .) : Die Mannheimer Schtoßmöbel waren
den Stur » nicht wert, der hier im Landtag tobte. Die Regie
hätte allerdings glücklicher sein können . Der Redner stellt mit
Genugtuung fest, daß es dem Finanzminister trotz der wirt¬
schaftlich unstabilen Verhältnisse gelungen ist, in den Etat eine
gewisse Sicherheit zu bringen . Die Personalunion mit dem
Landesfinanzamt betrachten wir keineswegs als Notbehelf.
Den Änfinß Badens in den Retchsstellen wollen wir unS
nicht noch mehr schmälern lassen . Redner bespricht dann die
Finanzsorgen der Gemeinden und wünscht aufklärende Astbeit
in steuerlichen Dingen .

Weiterberatung Donnerstag , vormittag» 9 Uhr.
Schluß 7 Uhr.

1>Z. Karlsruhe , 22. Juni . >
An der weiteren Aussprache über den Finanzrtat beteiligtes

sich die Abgg. Mager (Dntl .), Weißhanpt (Ztr .) , GebhartC
(Landbund ) und Hanemann (Dntl . ), worauf

Finanzminister Köhler das Wort ergriff . Er gäbe zunächst
seiner Freude über die auerkennenden Worte für die Beam¬
tenschaft Ausdruck, die sein eigenes Empfinden wiedergeben,
und fuhr fort : Unsere Finanzpolitik fyiT im großen und gan¬
zen Billigung gestruden. Wir haben uns in der Tat wacketz
gehalten . Wahrheit ist, daß das Jahr 1920 mit einem namhaf¬
ten Überschuß abgeschlossen hat ; auch das Jahr 1921 dürft «!
einen Überschuß bringen . Ich habe das eine Ziel : Das Land
Baden ohne Schulden in der allgemeinen Staatsverwaltung
über die schwere Zeit hinwegzubringen . (Bravo ) . Es ist uns
bisher gelungen , den Schwankungen Herr zu werden . Bevor
man an Änderungen des Ertragssteuergesetzes herantritt , wird
es gut sein,' die in einigen Wochen beendete erste Veranlagung
abznwarten . In der kaufmännischen Einstellung unserer wirt¬
schaftlichen Betriebe werden wir fortfahre » . Es ist nicht rich¬
tig , von Rückständigkeit im Betriebe der Staatsdomänen zu
reden . ;

Den Preistreibereien bei Holz- und Heugrasversteigerungen
entgegenzutrcten , muß Sache aller Beteiligten sein . Nicht der
Staat allein hat soziale Pflichten. Die Arbeiten in den ober¬
badischen Kaliwerken nehmen einen guten Fortggng . Uber das
Hagenschieß wird dem Hause eine Denkschrift zugehen. Witz
drängen darauf , daß die Prozesse in Bälde erledigt werden.
Die Verhandlungen über die Unterstützung von Kleinbahnen
mit dem Reich schleppen sich träge dahin. In Kürze werveN
wir dem Hause zwei neue Vorlagen zur Rettung der Lebens¬
möglichkeit von badischen Nebenbahnen vorlegen.

Der Minister tritt nochmals der Anschauung entgegen, als
ob die Stadt Mannheim stiefmütterlich behandelt werde . Wa¬
rum das Finanzministerium jetzt in Form einer Sachverstän¬
digenkommission für die Verwendung der Schloßmöbel unter
Kontrolle gestellt werden soll, ist nicht einzusehen. Sie muht
diesen Wunsch, welcher der Ausdruck eines Mißtrauens wäre ,
oblehnen . Die Verhandlungen wegen Überlassung von Schloß¬
räumen an die Stadt Mannheim werden fortgeführt .

Der Minister wendet sich dann der ernsten Frage der Be¬
einflussung unserer Finanzlage durch die Reichsfinanzen zu.
Es ist ein tiefes Tal , das wir durchschreiten müssen . Ich muh
aber sagen , daß die Reichsleitung auf dem besten Wege Tft mit
der Art , wie sie den Durchmarsch organisiert hat , zumal die
letzten Wochen einen Aktivposten in unserer auswärtigen Po¬
litik gebracht haben, den Rapallovertrag . Es beginnt in der
Welt zn dämmern . Mitternacht ist vorüber, aber der Morgen
wird noch lange au ^ sich warten lassen . Die Würzburger Be¬
schlüsse zeigen Verständnis für die Bedürfnisse der Länder und
Gemeinden . Die Überlassung der Verbrauchssteuern an letz¬
tere wäre aus organisatorischen Gründen bedenklich. Die
Fahrzeugsteuer haben wir als schikanös abgelehnt. Der Mi¬
nister fuhr fort , die Besoldungsregelung werde immer kom¬
plizierter . Aber niemanden falle es ein zu sagen , der Beamte
erhalte zu viel. In Berlin haben in diesen Tagen wieder Ver¬
handlungen mit den Spitzenorganisationen stattgefunden, die
hoffentlich zur Einigung führen . Die Arbeitslast lasse bei unS
in Baden einen Abbau der Beamtenschaft nicht zu . Die steuer¬
lichen Wünsche sollen geprüft und soweit angängig , berücksich¬
tigt werden . Dabei denke ich an die steuerliche Entlastung kin¬
derreicher Familien und die Erhöhung der Grenze für den
zehnprozentigen Abzug. Der Minister legt ein gutes Wort für
die Veranlagungsbeamten ein.

Er gibt dann namens der Staatsrcgierung die Erklärung
alb , (daß er im Auftrag der badischen Regierung seinem eige¬
nen Wunsch entsprechend diesen Montag dem Reichspräsiden¬
ten sein Amt als Chef des Landesfinanzamts Karlsruhe zur
Verfügung gestellt habe (Hört , hört ) .- Die badische Regierung
ist zu diesem Entschluß gekommen, da der Reichstag die Be-
Aüge der Landesfinanzamtspräsidenten bei Personalunion
nur noch bis zum 1 . Oktober 192(2 bewilligt hat. Wir haben
Einspruch beim Reichsfinanzliiinister erhoben , darauf keinen
Bescheid erhalten und uns dann besckpverdesührenst an den
Reichskanzler gewandt und dem Befremden Ausdruck gege¬
ben , daß die badischen Interessen von seiten der Reichsregie¬
rung nicht die erwartete Beachtung gesunden haben . Des
Reichsfinanzminifter hat zwar ersucht , unseren Entschluß
einige Wochen aufzuschieben. Dem glaubten wir aber nicht
entsprechen zu können.

Bei solcher Behandlung macht der föderalistische Gedanke
immer weitere Fortschritte , besonders bei uns im Süden «
Waden (Hut seine Reichstreue in allen Zeiten bewiesen . Abel?
deshalb muß gerade von hier aus daraus hingewiesen werden»
daß wir eine schonlichere , pfleglichere Behandlung zu erfah¬
ren wünschen, als es bisher der Fall war (Lebhafter Beifall
im Zentrum ) .

Abg . Dr . Mattes (D - Vp .) kritisiert die Steuerpolitik und
Veranlagungsmethode .

Abg . Frau Beperle (Ztr .) begründet einen Antrag auf Be¬
freiung lediger Personen von der Umsatzsteuer , sofern gewifftz
Voraussetzungen vorliegen .

Weiterberatung nachmittags 344 Uhr . Schluß 342 Uhr.

* Der parlamentarische Abend, der gestern auf Einladung
des Staatspräsidenten in den oberen Räumen des Staatsmini -
steriums stattfand , nahm wieder einen überaus anregenden
und sympathischen Verlauf . Zu Beginn hielt Universitäts -
Professor Dr . Oncken ° Heidelberg einen trefflich unterrichten¬
den , von allen Zuhörern mit Dank und Beifall aufgenomme¬
nen Vortrag über die historische Rheinpolitik der Franzosen .

* I
Das Kirchensteuergesetz tm Haushaltsausschiiß

angenommen .
Am Mittwoch morgen wurde die Abstimmung über di«

Kirchensteuer im Haushaltsausschuß vorgenommen; es stimm¬
ten für . das Gesetz das Zentrum , die Demokraten, die Deutsch«
Volkspartei und die Teutschnationalen , dagegen die Unabhän -
gigen . Der Stimme enthielten sich die Sozialdemokraten.

Neue Eingänge .
DZ . Das Zentrum hat einen Antrag eingebracht , die Re«

gierung wolle bei der Reichsregierung dahin wirken , daß die
Umsatzsteuer für Leistungen von Personen , deren Gesamtein¬
kommen ein zu bestimmendes Existenzminimum nicht über¬
steigt, nicht zur Erhebung gelangt.

Ein sozialdemokratischer Antrag wünscht , bei der bevor¬
stehenden Reform der Reichsversicherungsordüung Bereinheit»
lichung der Krankenverficherung durch Beseitigung der ver¬
schiedenen Kassenarten bezw . Bestimmung der allgemeineg
Ortskrankenkassen zu alleinigen VerficherungSträgern.

Grdentliche Dsuptversammlung des Ver¬
bandes der Südwestdeutschen Presse .
DZ . Die diesjährige ordentliche Hauptversammlung de«

Verbände - der südwestdeuffchen Presse im Reichsverband bag
deutschen Presse , Me im Ttergartenretzaurnnt in Karlsruh«



ftattfartb , wurde von de« 1. Vorsitzenden, Theftedakteur Scheel-
Mannheim , mit einer Begrüßungsansprache eröffnet , in der er
Betonte, daß die Solidarität der Presse sich mehr und mehr
gestärkt habe und daß auch die Journalisten mehr persönliche
Beziehungen untereinander pflegen müßten . Sr gedachte des
25jährigen Berufsjubiläums des Redakteurs Binder -Karls¬
ruhe , der sich um den Verband große Verdienste erworben hat
und sprach ihm die herzlichsten Glückwünsche des Verbandes
« us . — Ferner dankte er der Karlsruher Ortsgruppe und vor
allem deren Vorsitzenden, Generalsekretär Der», für die außer »
ordentlich gute Vorbereitung der Tagung .

Der badische Staatspräsident hatte dem Verband ein Schrei-
den übersandt , in dem er die aufrichtigsten Grüße übermittelt
chnd in dem er hervorhebt, daß das badische Staatsministerium
and er persönlich der südwefü>eutschen Presse ganz besonders
verbunden find für die verständnisvolle Art , in der sie Staats¬
angelegenheiten behandelt. Zum Schluß wird in dem Schrei¬
ben der Freude Ausdruck gegeben, in diesem Zusammenhang
freistellen zu können, daß auch die Presse Badens im weitaus
überwiegenden Teile als ihre Aufgabe anfieht , an der Festi¬
gung des Staatswesens mitzuarbeiten . In einem Schreiben
hieß der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Karlsruhe
die Redakteure herzlich willkommen und wünschte der Tagung
einen erfolgreichen Verlauf .

Im Namen der Karlsruher Ortsgruppe begrüßte der erste
Vorsitzende , Generalsekretär Dees , die Tagung . Über die allge¬
meine Lage im Reichsverband, über die Delegiertentagung
des Reichsverbandes der Deutschen Presse in München, über
die Reichsarbeitsgemeinschaft und über den Tarif , erstattete der
Vorsitzende , Chefredakteur Scheel einen ausführlichen und kla¬
ren Bericht, der mit großem Beifall ausgenommen wurde.

Abg . Regierungsrat Weitzmau» von der Presseabteilung des
Ministeriums des Innern , gab eine kurze Darlegung über das
Journalistenrecht , in dem er u. a . auch die Wichtigkeit besserer
Aufklärung der Öffentlichkeit über die Bedeutung der Presse
und die schwierigen Aufgaben des Redakteurs hervorhob.

Den Kassenbericht erstattete der langjährige Kassier des Ver¬
bandes , Handelsredakteur Gg. Haller -Mannheim , dem unter
lebhaftem Dank für seine außerordentliche gewissenhafte und
mühevolle Arbest nach der Revision Entlastung erteilt wurde.
Im Anschluß an den Kassenbericht gab der Vorsitzende einen
kurzen Bericht über den Ausbau der Unterstützungs- und
Wehlfahrtskasse. Auf Antrag der Ortsgruppe Karlsruhe
wurde folgender Beschluß einstimmig gefaßt :

„Die Hauptversammlung wolle beschließen , den Vorstand
des Südwestdeutschen Verbandes zu ersuchen , mit dem Vor¬
sitzenden des Reichsverbandes unverzüglich in Verhandlungen
einzutreten , über die Errichtung eines Preffefericnheimes in
Laden (Schwarzwald—Bodensee ) oder in einer anderen land¬
schaftlich schön gelegenen Gegend Süddeutschlands . Da ein
solcher Plan nicht sofort verwirklicht werden kann, so fordert
hie Hauptversammlung den Verbandsvorstand auf , mit Orga¬

nisationen , die Aber Ferienheime in Baden verfügen (Gesell¬
schaft für Kaufmannserholungsheime , Beamtenbund , Gemein -
d^ eamtenverband ) Fühlung zu nehmen, um noch möglichst für
da» laufende Fahr eine Mitbenutzung dieser Heime durch die
BerbandSmitglieder zu ermöglichen."

Eine längere Aussprache entspann sich über die Organisation
des südwestdeutschen Verbandes . Die vorgelegten neuen Sat¬
zungen wurden mit kleinen Änderungen angenommen . Der
Verband hat auf Grund der neuen Satzungen den Namen
. Verband der Südwestdeutschen Presse im Reichsverband der
Deutschen Presse, Landesvereine Boden, Pfalz und Hessen ",
unter der Voraussetzung, daß sich der hessische Verband dem
Südwestdeutschen Verband anschließe.

Bei den Wahlen wurde der erste Vorsitzende, Chefredakteur
Scheel-Mannheim , einstimmig wiedergewählt, worauf ihm der
Vorsitzende der Karlsruher Ortsgruppe und der des pfälzischen
Kreisvereines volle Anerkennung und Dank für seine hinge¬
bende Arbeit aussprgchen, ebenso wurde wiedergewählt der
Kassier Gg. Haller -Mannheim und der Schriftführer Dr . Engl «
ram - Mannheim . In den Vorstand wurden weiter gewählt :
zum 1 . stellvertretenden Borsitzendeu Cheftedakteur Hartmann -
Neustadt a . Hdt. Der Posten des 2. stellvertretenden Vorsitzen¬
den wird ebenso , wie der des 2 . Beisitzers, erst dann besetzt,
wenn die Anschlußverhandlungen mit den hessischen Redakteu¬
ren beendet find. Zu Beisitzern wurden ernannt : General¬

sekretär Dees-Karlsruhe , Vorsitzender der Ortsgruppe Karls -
ruhe und Dr . Trump -Ludwigshafen a . Rh . Zu Mitgliedern
der mit der Verlegerorganisation zu gründenden Bezirksar¬
beitsgemeinschaft wurden gewählt : Scheel-Mannheim , Ciupka-
Landau , Dr . Schneider-Karlsruhe , zu Stellvertretern : Dr .
Englram -Mannheim , Dr . Trump -Ludwigshafen a . Rh ., Dr .
Gregor -Karlsruhe . — Mit dem Antrag des LandesvereineS
Pfalz , in Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse der besetz¬
ten Pfalz , chn zu unterstützen, daß ihm ein Sitz im Hauptvor¬
stand des Reichsverbandes gewährt wird, erklärte sich die Ver¬
sammlung einverstanden.

Zum Schluß wurden zwei Entschließungen über Oberschle.
sie« und über die Notlage der Presse einstimmig angenommen .
Zu dem gemeinsamen Mittagessen im Tiergartenrestaurant
hatte das Gartenamt die Tafel sehr geschmackvoll mit Blumen
geschmückt.

Aus der Landeshauptstadt .
* Der Bürgerausschuß genehmigte in seiner gesterigen Sit¬

zung einstimmig die Vorlage betr . die Errichtung eines Ju¬
gendschutzheims in der Dragonerkaserne , über die schon früher
von uns berichtet wurde . Ebenso einstimmig angenommen
wurden die Vorlagen betr . die Gewährung eines Darlehens
an den Badischen Landesverein für innere Mission zum Um'
bau des Landeserholungsheims Falkenburg in Herrenalb , so¬
wie betr . die Gemeindesatzung über die Gewährung von Tage¬

gelder« und Reisekosten der Mitglieder der städtischen Körper,
schäften und der städtischen Beamten bei auswärtigen Dienst-
geschäften.

Wadiscbe Semeindesckau.
DZ . Bühl (Dorf ), 22 . Juni . Der Bezirksrat Offenburg

hatte auf Grund von Anzeigen den Bürgermeister Reff von
Bühl (Dorf ) wegen Willkürlichkeiten im Dienste und wegen
Dienstnachläffigkeiten zur Entlassung aus dem Gemeindedienst
verurteilt . Gegen diese Entscheidung des Bezirksrates hatte
Bürgermeister Reff Klage beim Berwaltungsgerichtshofe er-
hoben. Der Diszipliuarhof hat jetzt die gesseu Bürgermeister
Reff gerichteten Beschwerde nals unbegründet und unhaltbar
bezeichnet und die Entscheidung des Bezirksrates aufgehoben.
Bürgermeister Reff wird nunmehr seinen Dienst wieder auf¬
nehmen, die Kosten des Verfahrens fallen der Staatskasse zur

Literarische Neuerscheinungen .
Die Weisheit der UpaniShaden. Eine Auswahl aus den äl¬

testen Texten, au» dem Sanskrit übersetzt und erläutert von
Joh . Hertel . (C. H. Beck -München. 18 M .) — Orienta¬
lische Weisheit dringt auf vielen offenen und geheimen Wegen,
M allerlei Formen und Verkleidungen, zunehmend im Abend¬
land vor . Die Grundlage , auf der alle orientalische Weisheit
erwachsen ist, find die uralten Upanishaden . Sie kennen zu
lernen mutz aber vor allem andern Bedürfnis sein. Wir
sehen daraus , daß die Wahrheit innerhalb des indogerma¬
nischen Geistes feit uralter Zeit , seit ihrem ersten naiven Auf¬
treten , bis auf unsere Tage , bis auf ihre kritischste Bearbei¬
tung , dieselbe geblieben ist ; ein und derselbe Kerngedanlke , ein
und dieselbe GrundüberzeuMng in den Upanishaden , beiden
großen Mystikern des Mittelalters , bei Fichte und den mystischen
Werken der neuesten Zeit. Modernste Ideen in ihrem ersten Auf.
treten in ältester Zeit und Form zu beobachten , ist von größ¬
tem Interesse . Die ausführlichen Upanishaden in Vollstän¬
digkeit zu studieren, ist ein schweres Werk. Die hier gegebene
kleine Auswahl des bedeutendsten, in Form eines handlichen
liebenswürdigen Büchleins, wesenllich unterstützt durch des
Übersetzers kritische und erklärende Erläuterungen , dürfte be¬
sonders geeignet sein , die Bekanntschaft mit seinem alten , ewig
neuen , uns so innerlich nahe verwandten Geiste zu vermitteln .

D.
Josef Radhernh : Die gefallenen Engel . Roman . (Manz

Verlag , Wien. ) — Mt diesem Roman führen wir einen
Schriftsteller ein, der Reichtum der Phantasie und bemerkens¬
werte Kraft der Sprache in sich vereinigt . Sein Roman , rührt
an die tiefften Probleme der 'Menschheit. — Jeder ernste
Mensch wird ihn mit Interesse lesen!

Volksschauspiel Otigheim
Freilichtbühne Aufführung : Jeden Sonntag vom

25 . Juni bis .Mitte Oktober, ferner
am 29. Juni , 15 . August und am

6 . und 13 . September.
Zuschauerraum mit 3500 Sitz-
= und 500 Stehplätzen =
gegen alle WitterungseinflOssa geschützt
= 700 Mitwirkende =

Anfang */a2 Uhr End» V*7 Uhr
Preise : 8 .-,10.-,15 .-,20 .-,30 .- ,50 .- und

80 Mk. Stehplatz 5 Mk.
Vor«erkauf : OtigheimTheaterkasse . Tel. 61Rasta tu

Verkaufsstellen Karlsruhe:
Verkehrsverein, Kaiserslr. b . Hauptpost
Herder’sche Verlagsbuchhandlung
Buchhandlung Kraus , Baumeisterstr . 4

ste

Badisches Landestheater .
Freitag , 23 . Juni - 7—'/. 10 Uhr . 55 Mk.
Abonnement C 5 . Th .-Gem . B .V .B . Nr . 1501 — 1650 .

Der Freis chütz .

Charakter -
deutuirg

(20 Zeilen in Tinte geschr.)
Mark 6.60 «

AWlog. UM
« . H. Ritter

Karlsruhe , Körnerstraße 30

Wenige Age M
bis zur I . Ziehung der
Preußisch - Südd . Staats¬
klassenlotterie mit zusam¬
men über 300 Millionen
Mark Gewinne , es kosten
jetzt noch A .360
i / ii i / ii

15 .60 3120 62 .40 124.80
pro Klasse oder für 5 Klassen
78.— 156 — 312 .— 624—
Aufschlag ist in Sicht.

Ludwig Götz
Staatl . Lotterreeinnehmer

Hebelstraße II b . Rathaus .

Mglll. ßvWfllM
l btnttirr t «ritÄ« !rit.

Öffentliche Zastelllmg
einer Mage .

« -927.2.2 Mosbach . Die
Gustav Schaible, Elektro¬
monteur -Ehefrau , £nw geb .
Friedrich , zu Hirschlanden,

Prozeß - Bevollmächtigter:
Rechtsanwalt Trefz in
Adelsheim, klagtgegenihren
genannten Ehemann,früher
in Wollenberg, jetzt unbe¬
kannten Aufenthalts , mit
dem Anträge auf Ehe¬
scheidung . Die Klägerin
ladet den Beklagten zur
mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor die
1 . Zivilkammer des Land¬
gerichts zu Mosbach auf
Dienstag, den 17. Oktober

1922 , vormittags9 Uhr ,
mit der Aufforderung , sich
durch ei^ en bei diesem Ge¬
richte zugelassenen Rechts-
anwall als Prozeßbevoll»
mächtigten vertreten zu
lassen .

Mosbach, 10. Juni 1922 .
Gerichtsschreiber
des Landgerichts .

ralWem
LÄMtMchNM

Kirchhofe«.
Lmghch -MMs.
Die Gemeinde Kttchhofeu,

Amt Stauftn verkauft frei¬
händig etwa : 240 Fstm.
Nadellangholz in 2 Losen,
ferner 64 Buchen I .—IV .
Klaffe mit zuf. 107,38
Fstm ., und 20 Ahorn II .
bis V . Klassemit 17,75 Fstm.

und 7 Ruschen III -, IV .
und V . Masse mit 5,12
Fstm . 21-356 .2 .1

Verzeichnisse und nähere
Auskunft durch das Bürger¬
meisteramt . SchriftlicheAn¬
gebote wollen in Prozenten
der Landesgrundpreise bis
Montag, den 28. Juni 1922 ,
nachmittags 5 Uhr , beim
Bürgermeifteramt einge¬
reicht werden.

Kirchhofen , 17 . Juni 1922 .
Das Bürgermeisteramt .

Binning , ^Bürgermeister .

N 9192 .2 Mglls
des Bad . Forstamts Hnchcn-
stld in Pforzheim am Mon¬
tag , den 26 . Juni d. Js .,
vormittags (t

*

l/3 Uhr , in der
Brauerei Beckh am Marktplatz
in Pforzheim aus den Do-
mänenwalddistrikten I, II ,
III , IV , VII u . IX : 3429
Tannen - bezw . Forlen¬
stämme und -Abschnitte mit
3180 km. Händler, die keine
Handelserlaubnis besitzen
und solche, die beim Ver¬
kaufstermin ihren Handels¬
erlaubnisschein auf Ver¬
langen deS Forstamts nicht
vorweisen können, find vom
Kauf ^ausgeschlossen ; Ge¬
bote solcher Käufer find un-
gülttg . Nähere Auskunft
und Listenauszug gegenEr¬
satz der Schreibgebühren
durch das Forstamt .

DaS auf der Ostseite des
Schlosses Alt - Gottesaue
gelegene massive Latrinen -
gebaude von 16 auf 5 m
Grundfläche soll aus Ab¬
bruch gegenBarzahlung ver¬
steigert werden. Mitver -

steigert wird die gesamte
Einrichtung wie Holztrenn¬

wände , Abortschüffeln,
Rohrleitungen , die großen
Wasserbehälter und die
schweren gußeisernen Fä¬
kalienbehältermit Anschluß¬
rohren . Die Versteigerung
findet am Latrinengebäude
selbst am 39. Juni 1922 , vor-
mtttags 11 Uhr statt. N.965
Karlsruhe , 20 - Juni 1922 .

Das Bezirksbauamt .

MgMllg
von itefömiorMten.

Die Gemeinde Nieder-
eschach vergibt die Aus¬
führung der Strahener -
weiterung des Kreisweges
Riedereschach bis zur Ge¬
markungsgrenze Kappel,
bestehend in -Erdbewegun¬
gen , Gestückherstellungund
Dohlenverlängerungen . Be-
dingungshest und Pläne
liegenin unserem Geschäfts¬
zimmer zur Einsichtnahme
auf , wo auch die Angebots-
sormulare zu erhalten sind .
Angebote mit der Auf¬
schrift „ Straßenbau Nie-
dereschach" sind bis spä¬
testens Donnerstag, den
6. Juli , vormittags 11 Uhr ,
verschlossen und . portofrei
bei uns einzureichen. Zu¬
schlagsfrist 3 Wochen .

Donaueschingen,
den 20. Juni 1922 .
Wasser - und Straßeubauamt.

Im Verkehr zwischen
Stationen der Nebenbahnen
Achern -Ottenhöfen , Biber-
ach -Oberharmersbach , Hal-
tingen -Kandern,Krozingen -
Münstertal -« ulzburg,Mos -
bach-Mudau,Oberschefflenz-
Billigheim u. Rhein -Etten »
Heimmünster und den Sta¬
tionen der Reichsbahn, so¬
wie der fremden Privat¬
bahnen wird für jede ab¬
gehende oder ankommende
Gepäcksendung des direkten
Verkehrs neben der Fracht
eine ErgänzungSsracht von
1 Mk. für jede Gepäcksen¬
dung erhoben. Bei den
auf den genannten Neben¬
bahnen zur Auflieferung
kommenden Gepäcksendun¬
dungen wird die Ergän -
zungsftacht sofort bei der
Abfertigung , bei den an-
kommenden Gepäcksendun¬
gen auf der Bestimmungs -
stationbei der Auslieferung
des Gepäcks eingezogen.

Berlin . 20. Juni 1922 .
Deutsche Eiseubahu -Betriebs -
Geseksschaft Akttengffellschaft.

Soeben erscheint in vollständiger Umarbeitung :

Der Krarchgau
Von

0k. Friedrich Metz
gwette, vollständig umgearbeitete Auflage

Mit vielen Abbildungen

Preis Mk . 100 —

Inhalt : I . Landesnatur. Name und Grenzen . — Die Oberflächen¬
formen . — Das Klima . — Quellen und Grundwaffer . — Die Bäche . —
Die Pflanzenwelt . — Die Tierwelt . II . Die Siedlungen , m . Die wirtschaft¬

liche» Verhältnisse. IV . Die Bevölkerung.

Die fteundliche Aufnahme , die s. Z. die erste Auflage des vorliegenden
Buches erfahren hat , haben Verfasser und Verleger ermuntert , eS in
neuer Gestalt erscheinen zu lassen . Während früher der Charakter der
Untersuchung vorwog und diese sich nur auf die Siedelungen und die
wirffchaftSgeographischen Verhältnisse erstreckte, ist in der neuen Auflage
versucht , das Gesamtbild einer badischen Landschaft zu geben.
Nimmt auch die Schilderung der Kulturlandschaft , wie es angezeigt
erscheint , den breiteren Raum ein,^ so sind'

doch auch die natürlichen
Verhältnisse nicht zu kurz gekommen. Tiefer noch als früher sind die
mannigfachen Wechselwirkungen, die Land und Leute verbinden, dar¬
gestellt . Eingehend ist ausgeführt , wie die Kultur von dem Lande Besitz
ergriffen und in das Land ihre Geschichte eingegraben hat . Städte ,
Dörfer, Höft , Burgen und Schlösser und die kirchlichen Siedelungen ziehen
an unserem Auge vorüber . In gleicher Weise sind die sozialen und tvü»
turellen Verhältnisse wie die Wirtschaft geschildert . Landwirtschaft, Ge¬
werbe, Handel und Verkehr haben eine eingehende Würdigung erfahren .
Wie das Buch selber nicht nur aus trockener Bücherweisheit geschöpft haß
sondern vielfach erwandert ist, will es all denen ein Wegweiser sein,
die den Wanderstab in die Hand nehmen und das alte Kulturland
ves Kraichgaues durchstreifen wollen. ES wendet sich an alle, die Sinn
und Verständnis für die Schätze haben, welche die Heimat birgt , und
will insbesondere der Lehrerschaft eine Handhabe für den heimatkund¬
lichen Unterricht »bieten. Darüber hinaus aber soll e» helfen, geo¬
graphische Bildung zu verbreiten, die unserem Volke noch vielfach ermangelt .

' Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und vom

Verlag der G. Draunschen Hofbuchdruckerei
in Karlsruhe , Karlfriedrichstraße 14
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